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Annahme⸗Bureaus. 
In Poſen außer in der 

Expedition dieſer Beitung 

(Wilhelmſtr. 17) 


bei C. 9. Alx ici & Co. 
Breiteſtraße 14, 


in Gneſen bei Ch. Spindler, 
in Grätz bei K. Streiſand, 
in L eſeritz bei Ph. Matthias. 
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Das Abonnement auf dieſes täglich drei Mal er: 

an Blatt beträgt vierteljährlich für die Stadt 

ofen Alla Mark, für ganz Deutſchland 5 Mark 45 Pf 

Beſtellungen Ke alle Poſtanſtalten des deut⸗ 
chen R. 


Mittag⸗Ausgave. 


Breimdähtiiegter 
Dienſtag, 20. April. 


Jahrgang. 


dene, cen⸗ 
Annahme⸗Bureaus. 
In Berlin, Bresla 
Dresden, Frankfurt g. 
Hamburg, 


bei 6. L. Daube & Co., 
Baaſenſtein & Vogler, 


beim „Invalidendank“. 


Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Petitzeile oder deren 

Raum, Reklamen verhältnißmäßig höher, find an die 

Expedition zu ſenden und werden für die am fol⸗ 

genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 
5 Uhr Nachmittags angenommen. 


Ar. 275. 
e ee 


Berlin, 19. April. Der König hat dem General der Infanterie 
von Pape, kommandirenden General des 5. Armeekorps, das Groß⸗ 
kreuz des Rothen Adler-Ordens mit Eichenlaub und Schwertern am 
Ringe verliehen. E 

Der König hat den Diviſions⸗Auditeur, Juſtizrath Simon in 
Bromberg zum Landrichter mit dem Charakter als Landgerichtsrath 
ernannt; ſowie dem Appellationsgerichtsrath z. D. v. dt in 
Breslau bei feiner Verſetzung in den Ruheſtand den Charakter als Ge: 
heimer Juſtizrath, und dem Oberarzt an der Landirrenanſtalt zu Ebers⸗ 
walde Dr. med. Karl Auguſt Hubert Ulrich zu Eberswalde den Cha⸗ 
rakter als Sanitätsrath verliehen. 

CC K EES EE EE TEE DEE 


Deutſcher Reichstag. 


33. Sitzung. 


uch 


die 
eeng zu können, 
segeln ſchreiten. 


e \ 5 
Ynhänger aller Parteien, bedroht jeden Bürger, der nicht im Rufe 


der oe Erſatzwahl im zweiten Berliner 
Reichstagswahlkreiſe. Das Gefühl der Unſicherheit hat ſich aller Par⸗ 
teien bemächtigt, weil Jeder weiß, daß es genügt, das Mißtrauen der 

olizei zu erregen, um aus Berlin herausgeworfen zu werden. Die 
nog eden des § 28 zeigt, daß damals ſelbſt Herr v. Ben⸗ 
nigſen große Bedenken hatte, der Regierung das Gewaltmittel des 

iwilbelagerungszuſtandes in die Hand zu geben. Aber Preußen ver⸗ 
langte möglichſt ſchneidige Gewaltmittel gag uns, und daß der Bun⸗ 
desrath dem preußiſchen Drucke ſtets nachgiebt, hat ja erit die Erfah⸗ 
rung der letzten Tage aufs Neue bewieſen. Der kleine Belagerungszu⸗ 
ſtand iſt die einzige Veſtimmung des Geſetzes, welche nicht allein gegen 
die Sozialdemokratie, ſondern gegen alle Parteien ſich richtet. Als vor 
Kurzem eine fortſchrittliche Wahlverſammlung in Prügelei ausartete, 
da hätten die dabei letheiligten Führer der Partei, die Herren Knörcke 
und Klotz, auch ausgewieſen werden können, da doch eine ſolche tobende 
Verſammlung eine? b der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
in ſich ſchließt. Zu den vielen und immer wiederkehrenden Phraſen 
der Reaktion gehört auch die von der Herſtellung der Ruhe und Sicher⸗ 
heit, auch in der jetzigen Vorlage ſtützt die Regierung ſich darauf. Was 
eißt denn eigentlich Ruhe im Staate? Fürſt Bismarck und Graf zu 

ulenburg verſtehen darunter, daß man ihre Maßnahmen nicht kritiſirt 
und ihnen keine Oppoſition macht; die Steuerzahler, daß der Steuer⸗ 
erheber nicht zu oft kommt; der Bürger, daß er nicht fortwährend durch 
Kriegsgerüchte beunruhigt werde; der Kapitaliſt, daß er nicht darin 
geſtört werde, den Profit von ſeinem Kapital zu realiſiren. 


Was heißt Sicherheit? Man kann doch nur die perſönliche Sicherheit 


damit meinen. Die Meſſeraffairen und Ueberfälle haben doch wahrlich 
nicht abgenommen ; Graf zu Eulenburg möge ſich doch nur einmal in 
die berüchtigten Viertel Berlins begeben. Von uns iſt die peſönliche 
Sicherheit niemals gefährdet worden, es giebt keine Partei, die Gewalt 
und Unrecht mehr verabſcheut, wie die unſere. Wer ſehnt ſich denn 
nicht nach Ruhe? „Ruhe und Friede wünſcht jeder Raubvogel, um 
ſeine Beute in Ruhe und Frieden zu verzehren“. Eingriffe in das per⸗ 
ſönliche Eigenthum hat ſich die liberale Partei vor allen anderen zu 
Schulden kommen laſſen. Der Belagerungszuſtand ſoll den Aufruhr 
verhindern. Wäre wirklich Gefahr vorhanden, glaubt man ſie damit 
zu beſeitigen, daß man an einem Orte wie Berlin, wo 56,000 ſozialde⸗ 
mokratiſche Wähler vorhanden ſind, 200 davon ausweiſt? Nach dem 
Prinzipe des Polizeipräſidiums müßten, um einen wirklichen Erfolg zu 
erzielen, die 2800 Wähler, die neulich im zweiten berliner Reichstags⸗ 
wahlkreiſe für den Sozialdemokraten geſtimmt haben, ſämmtlich ausge⸗ 
wieſen werden. Der Beweis iſt niemals erbracht worden, daß der 
Friede und Sicherheit in Berlin durch die Sozialdemokratie geführdet 
worden ſei. Schon Windthorſt hat bei der erſten Berathung des Ge⸗ 
ſetzes ausgeführt, daß es eine eigene Sache um die Abmeſſung der 
Wahrſcheinlichkeit einer nahe bevorſtehenden Gefahr iſt. Ich denke „ein 
rubiges Gewiſſen iſt ein ſanftes Ruhekiſſen“. Das möge ſich die Re⸗ 
gierung merken. Wer immer Gefahren und Geſpenſter ſieht, der muß 
das Gefühl der eigenen Schuld un) Grund haben, einen Rächer zu 
fürchten. Die Ausweiſungen in Berlin vermehren nur die Erbitterung 
und Verzweiflung der, wie ein Wild Hinausgehetzten, und ich erkläre 
Namens meiner Freunde, daß wir jede Nerantwortung von uns weiſen 
für irgend eine That, die einer der Ausgewieſenen in der Verzweiflung 
begeht. Die Abſicht, die die Regierung mit dem Belagerungszuſtande 
verfolgt, wird in ihr Gegentheil verkehrt, und es liegt Grund genug 
vor, den § 28 des Geſetzes aufzuheben. Wo finden wir denn Aufruhr, 
Erzeſſe und Gewaltthätigkeiten? Kann die Polizei dieſelben etwa in 
Berlin verhindern? Der Käſemacher Vallentin müßte nach dieſem 
Prinzip auch ausgewieſen werden, denn ſeine Manipulationen haben 
zu öffentlichen KSE geführt. Der ee hat meiner Anſicht 
nach nur den Zweck, der Polizei die Möglichkeit zu geben, an 
einzelnen Perſonen Rache zu nehmen und deren Exiſten; zu 
vernichten. Hat fie denn nicht auch ohne den § 28 durch das 
übrige Geſetz Macht genug ihre Zwecke zu erreichen? Unſere Sache 
kann ſie mit dem Geſetze nicht treffen, nur unſere Perſonen. Ueber 
den Erfolg deſſelben herrſchen die gröbſten Widerſprüche; einmal ſagt 
die Regierung, es hat noch keinen Erfolg gehabt, daher muß es ver⸗ 
längert werden; Herr v. Kardorff ſagt, weil es Erfolg gehabt hat, 
will ich es verlängern. Auf jeden Fall heißt es: Wehe der Arbeiter⸗ 


Partei! Es iſt ein Glück, daß in unſeren Schriften und Broſchüren 


für die Arbeiterpartei ein geiſtiges Kapital für Jahrzehnte aufbewahrt 
iſt, ſo daß es nicht gelingen wird, den Glauben an die Arbeiterſache 
zu erſchüttern, mögen Sie auch noch ſo viele Exiſtenzen vernichten, 
aber „ex ossibus ultor!“ Aus den vernichteten Exiſtenzen wird unſer 
Rächer entſtehen. Die Geſchichte lehrt, daß ſolche Verfolgungen einer 
Partei nur neue Kräfte für die Zukunft zuführen. Sie bringen es 
dahin, daß der Arbeitervater ſchon ſeinen Kindern die Erbitterung 
gegen die herrſchenden Klaſſen einflößt. Die eingebrachten Amende⸗ 
ments halte ich für unzureichend, gegen den Antrag Windthorſt, die 
Ausweiſungen nur auf die Sozialdemokraten zu beſchränken, ſtimme 
ich ſchon aus Bosheit. Denn es würde mich ſehr freuen, wenn 
nächſtens Herr Lasker oder Marquardien BEER würden. Wer 
weiß, ob nicht nächſtens auch Mitglieder des Bundesraths ausgewieſen 


geht und nicht beunruhigt wird. Nicht die Nichtacht ung ve 
der Arbeiter, nicht die Geringſchätzung deſſen, was es beißt, 
ſolche ernſte Maßregeln gegen ſie angewendet werden müſſen, 
dazu, das Geſetz aufrecht zu erhalten, ſondern die Verpflichtung, 


werden. 
das ganze ga jo auch für die Nothmwendigfeit des 

der eine nothwendige Ergänzung zur Wirkſamkeit der Maßregel ift 
welche durch das Geſetz vorgeſehen iſt. Die Anſicht, daß dieſe Maß 
regel keine Wirkſamkeit hätte, theile ich keineswegs. Im Gegentheil, 
unter voller Anerkennung, daß die Maßregel der 


eine wirkſame iſt. In dem Umfange, wie der Herr 


x 


eipzig, Münden, 
Stettin, Stuttgart, Wien: a 


In Berlin, Dresden, Görliz 


1880. = 
vor der Lag 
dazu, das \ ie 
übrigen Staatsbürger gegen die Beunrubigungen, die Drohungen und 
den Hohn zu ſchützen, welche durch ſolche Agitationen hervorgerufen 


Dieſe Gründe find die einzigen und ernſtlichen, welche für 
§ 28 ſprechen, 


Anerk. L Ausweiſung eine 
ſcharfe und einſchneidende iſt, hat die Erfahrung bewieſen, daß fe auch 
Zë N \ Vorredner ange ` 
iſt fie übrigens hier in Berlin nicht zur Ausführung ge⸗ 
wie der Vorredner behauptet, 
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werden, die eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit dadurch hervor⸗ 
gerufen haben, daß ſie gegen Preußen ſtimmen. Unangehm mag es 
Preußen wohl fein, daß es mit der Maßregel des Belagerungszuſtan⸗ 
des allein daſteht. Aber wo in Deutſchland hat eine Störung der 
öffentlichen Ruhe durch Sozialdemokraten dieſe Maßregel nothwendig 
e In Oberſchleſien, wo es keine Sozialdemokraten giebt, in 
Zabrze, wo die Regierung Gruben hat, kommt es zu Aufſtänden. Ob⸗ 
gleich es im Geſetze heißt der Belagerungszuſtand dürfe nur längſtens 
auf ein Jahr verhängt werden, ſo beweiſt doch ſchon das Vorgehen in 
Berlin, daß, jo lange das Geſetz beſtehen wird, auch der Belagerungs⸗ 
zuſtand nicht aufhören wird. Sollte es jemals zu einer gewaltſamen 
Exploſion kommen, jo tragen diejenigen die Schuld, welche die gähren⸗ 
den Kräfte gewaltſam unterdrücken zu können glaubten. 
Bundesbevollmächtigter Miniſter Graf zu Eulenburg: Der 
Vorredner hat verſucht, die Maßregeln, welche im § 28 des Geſetzes 
vorgeſehen ſind, in einer Weiſe zu kritiſiren, welche dieſe Maßregeln 
und ihre Gründe lächerlich zu machen geeignet iſt. In dieſer Richtung 
bewegt ſich hauptſächlich ſeine Interpretation der Begriffe von „öffent⸗ 
licher Sicherheit und Ordnung“ und Sie werden nicht erwarten, daß 
ich ihm auf dieſes Gebiet folge; dieſe Crpeftorationen finden ihre Wi⸗ 
derlegung in ſich ſelbſt. Ich kann die ée WE und Befolgung des 
Spruches, ein gutes Gewiſſen ſei ein gutes Ruheliſſen, ihm ſelbſt und 
ſeinen Parteigenoſſen nur auf das Dringendſte empfehlen. Wird von 
dieſer Seite gegen die Geſetze und die Maßregeln zur Aufrechterhaltung 
der Sicherheit nicht gefehlt, dann finden die Maßregeln eben von ſelbſt 
keine Anwendung. Wenn behauptet worden iſt, als ob von den Re⸗ 
gierungen ein zu großes Maß von Aengſtlichkeit gegen die Agitationen 
und Bewegungen der ſozialdemokratiſchen Partei an den Tag gelegt 
werde, dann erwartet man doch zu ſehr, daß die Bewegungen und 
Aeußerungen derſelben, welche bis zum Erlaß des Geſetzes vom 21. Okt. 
1873 gerade hier in Berlin ſtattgefunden haben, bereits der Vergeſſen⸗ 
heit anheimgefallen ſeien. Der Druck und der Terrorismus, welcher 
durch dieſe Agitationen auf die Bevölkerung dieſer Stadt ausgeübt 
worden iſt, lebt in ihrem Gedächtniß mit außerordentlicher Stärke fort 
und wird hier auch nicht vergeſſen werden; er hat dazu geführt, daß 
die große Mehrheit des Reichstags dem Geſetze zugeſtimmt hat. Es 
fragt ſich, haben ſich ſeitdem die Verhältniſſe ſo weit verändert, daß 
man davon Abſtand nehmen könnte, dieſe Maßregeln weiter in Anwen⸗ 
dung zu bringen? Die Herren, welche ſo ſehr gegen dieſe Maßregeln 
eifern, pflegen — und auch dem Herrn Vorredner iſt es fo gegangen — 
im Laufe ihrer Deduktionen das allerausgiebigſte Material zum Beweiſe 
von der Nothwendigkeit der Fortdauer dieſes Geſetzes ſelbſt beizubrin⸗ 
gen. Der Vorredner hat in Uebereinſtimmung mit den Aeußerungen 
ſeiner Geſinnungsgenoſſen geſagt: „wir müßten ganz geſinnungs⸗ 
los ſein, wenn wir die Agitation und das Betreiben derſelben auf⸗ 
geben wollten.“ In der Macht und, nach de Ueberzeugung der 
verbündeten Regierungen, in der Pflicht der Staatsgewalt liegt es, 
die Agitation und die Verbreitung ſolcher Ideen, welche ſich mit der 
öffentlichen Ruhe und Sicherheit nicht verträgt, ſoweit hintenanzu⸗ 
halten, daß die übrige Bevölkerung ihrer Beſchäftigung friedlich nach⸗ 


es empfiehlt ſich Wë 


wichtige Erörterung fein, ob mit Rücksicht darauf in einem beſtimmten 


Fall von dem Rechte dieſes 5 20 Gebrauch gemacht werden joll. Des⸗ 
halb bleibe ich der Meinung, daß man dieſe allgemeine Beſtimmung, 
wie ſie der § 20 enthält, nicht aufgeben ſoll und berufe mich 
darauf, daß man nur für Berlin davon Anwendung gemacht ba 
man dieſe Vollmachten in den Händen, welche ſie bis E: gebabt 
belaſſen kann. In Betreff des zweiten Antrages, des Abg. W 
daß das Ausweiſungsrecht ſich nur auf ſolche Zei? beziehen ſoll, 
welche ſich durch ſozialdemokratiſche Agitationen ge rlich machen, kann 
ich mich nur auf die Ausführungen des Herrn Miniſters beziehen. Ich 


meine, wie das Haus, als es das Sozialiſtengeſetz beſchloß, daß, wenn 


einmal der Boden mit Pulver beſtreut iſt, es ganz einerlei iſt, ob der 


efährliche! man verhindern will, blau, roth oder 
gefährliche Funken, deſſen Fallen zen überhaupt eunnal geräbelieg 2 
die nicht zur Sozialdemokratie 
Platze ſein könnte, 
daß z. B. ich eine ſolche Perſönlichkeit 


weiß iſt. Denn wenn die ganze Situation 
iſt, dann kann auch eine Perſönlichkeit. di 
gehört, ſo gefährlich ſein, daß ihre Ausweiſung am 


und ſollte die Situation ſo ſein, da 


äre, ſo hätte ich vom Rechtsſtandpunkt aus auch gar nichts dagegen 
a en wäre in dieſem Punkte mit dem Abg. Kayſer einverſtanden. 


bg. Windthorſt, RK 
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Geſetz bis zum Ende der Sozialdemokratie überhaupt für nöthi 
erachtet, es aber gewiß nur eine Illuſion iſt, wenn man glaubt, daß 
dieſes Ende bis zu dem von der Kommiſſion beſchloſſenen Endtermine 
des Geſetzes eintreten wird. Dieſe Ausnahmegeſetzgebung, in ihren 
Wirkungen ſchlimmer als der ordentliche Belagerungszuſtand, hat die 
Sozialdemokratie vielleicht äußerlich niedergedrückt, aber innerlich 
geſtärkt, indem es die Erbitterung vermehrte. Ein Geſchwür heilt aber 


ausgemacht haben, daß wir den $ 22 hier nicht auch hineingezogen ha⸗ 
ben. Wir haben nicht geglaubt, daß dieſer Paragraph einer Interpre⸗ 
tation bedürfe, weil wir ſagten, es liegt in dieſem Falle ein Strafur⸗ 
theil und es liegt eine Art Straffolge vor. Das iſt etwas ganz ande⸗ 
res, als wenn auf Grund des § 28 aus allgemeinen Polizei⸗ u. Verwal⸗ 
tungsrückſichten bier eine ſolche Ausweiſung vorgenommen wird. Es 
muß ein ganz beſonderes Vorgehen auf Grund dieſes Geſetzes durch den 


Ich bitte Sie alſo auch in dieſer Beziehung die Kommiſſionsvorſchläge 
anzunehmen. d \ 
Der Antrag des Abg. Kayſer auf Streichung des § 28 wird 
mit großer Majorität abgelehnt der des Abg. Windthorſt 
desgleichen, der letztere gegen die Stimmen des Zentrums und der 
Fortſchrittspartei. ** 
aur Verhandlung gelangt nunmehr der von der Kommiſſion vor⸗ 


geſchlagene § 1: „Die im $ 28 Ar. 3 des Geſetzes vom 21. Oktober 
41878 getroffene Beſtimmung wird dahin erläutert, daß dieſelbe auf 
Mitglieder des Reichstages oder einer geſetzgebenden Sanum eg 
welche ſich am Sitze dieſer Körperſchaften während der Seſſion derſel 
ben aufhalten, keine Anwendung findet. Die Beſchwerde gegen die 
Verfügungen, welche auf Grund der gemäß § 28 des vorbe eichneten 
Geſetzes getroffenen Anordnungen erlaſſen werden, findet nur an die 
Aufſichtsbehörden ſtatt.“ j a 

Der Abg. Sonnemann beantragt, dieſen § 1 in folgender 
Weiſe zu amendiren: „Die in § 22 Abſatz 2 und in $ 28 Nr. 3 ges 
troffenen Beſtimmungen werden dahin erläutert, daß dieſelben auf Mit⸗ 
glieder des Reichstages oder einer geſetzgebenden Verſammlung, welche 
ſich am Sitze dieſer Körperſchaften während der Seſſion derſelben auf⸗ 
halten oder ſich dahin begeben, keine Anwendung finden.“ Das Alinea 

2 des $ 1 ſoll in Wegfall kommen ke e 
Referent Abg. Marguardien: Nest beginnt mein eigentliches 


vor.” 


RR Arbeitsgebiet. Der § 1 giebt nur die Reſolution wieder, die das Haus 
beſchloß, als es ſich zeigte, daß die Auffaſſung der Verwaltungs⸗ 


bel örden über die Beſtimmung des 8 28 eine den Intentionen des 
Hauſes durchaus zuwiderlaufende ſei. Damals war freilich nur von 
der Privilegirung der Reichstagsmitglieder die Rede, weil man nur 
den Fall vor Augen hatte, daß gegen ſie die Anwendung der Nr. 3 
des $ 28 in Wirkſamleit geſetzt würde. Allein in der Kommiſſion, die 
Anfangs auch zunächſt dieſen engeren Geſichtspunkt feſthielt, hat ſich 
bald ergeben, daß es richtig ſein würde, das Prinzip auch auf die 
Landtagsmitglieder anzuwenden. Der Schlußſatz des § 1 ſoll eme 
Lücke ausfüllen, die möglicherweiſe zu einem Mißverſtändniß führen 
FTeönnte. In einer Reihe von anderen Para raphen it ausdrücklich ges 
ſlagt, daß das Beſchwerderecht nur an die Aufſichtsbehörden gehe; der 
Geegenſatz davon wird gebildet durch die beiden Fälle, wo die Be⸗ 
ſchwerdekommiſſiop, welche eingeſetzt iſt, die Entſcheidung hat, bei Oruck⸗ 
ſchiriften und der Auflöſung von Vereinen. Dieſer allgemeine Grund⸗ 
ſiatz, daß auf dieſem Gebiet von Verwaltungspolizeimaßregeln die Be⸗ 
2 ſchwerde ſich nur an die betreffenden Aufſichtsbehörden wenden kann, 
hat wohl auch Ausdruck gewinnen ſollen in dem urſprünglichen 8 28 
Wenn dies überſehen worden iſt, ſo hat man vielleicht daran gedacht, 
daß auf dieſem Gebiete exzeptioneller Maßregeln des kleinen Belage⸗ 
rungszuſtandes man kaum auf den Gedanken kommen konnte, eine ge⸗ 
richtliche oder verwaltungsgerichtliche Entſcheidung eintreten zu laſſen. 
Nun ſind aber in letzter Zeit Zweifel darüber entſtanden, ob in dem 
einen oder andern Staate Deutſchlands durch die neue Verwaltungs⸗ 
gerichts⸗Organiſation nicht eine Zuſtändigkeit in einem ſolchen Falle 
ür das einzelne Land begründet werden könnte. Um nun der Ano⸗ 
malie vorzubeugen, daß in dem einen Staate die Gerichte, in dem o: 
dern die Verwaltungsbehörden entſcheiden, hat die Kommiſſion konform 
mit dem ganzen Aufbau des Geſetzes hier ausdrücklich vorgeſchlagen: 
die Beſchwerde geht nur an die betreffende Aufſichtsbehörde. In Bezug 
aauf das Amendement des Abg. Sonnemann werde ich mich am Schluſſe 
nach gehörter Motivirung deſſelben äußern. d d 
Abg. Sonnemann: Mein Antrag entſpricht wohl den In⸗ 
ſttentionen der Majorität des Hauses ebenſo, wie denen der Minderheit. 
Die Kommiſſion hat die Uebelſtände bejeitigen wollen, die dadurch 
eintraten, daß einzelnen Neichstagsabgeordneten während der Dauer 
der Seſſion von der Polizei der Aufenthalt in Berlin verboten worden 
iſt. Bei der Annahme dieſes Antrages, die ja nicht zu bezweifeln iſt, 
würde der Zuſtand beſeitigt ſein, der im Allgemeinen dem Anſehen 
des Reichstags nicht genützt hat. Den Intentionen der Majorität 
entſpricht es gewiß nicht, daß den Abgeordneten, die hier ihrer Ver⸗ 
pflichtung in einem diätenloſen Hauſe nachkommen, ſolche Schwierig: 
keiten in den Weg gelegt, ja daß fie dafür noch gerichtlich beſtraft 
werden. Es würde auch vermieden werden, daß ein hoher preußiſcher 
Gerichtshof, ob mit Recht oder Unrecht, uns den Vorwurf entgegen⸗ 
ſchleudern kann, daß wir nicht verſtanden hätten, unſere eigenen Mit⸗ 
glieder zu ſchützen. Ich fürchte aber, daß mit der einfachen Annahme 
des Kommiſſionsantrages dieſe Mißſtände doch nicht für immer beſei⸗ 
tigt ſein möchten. Was wir zu einer Thür durch die Erläuterung 
des 8 28 herausgebracht haben, könnte leicht auf dem Wege des 8 22 
wieder hineinſpazieren. Der § 28 bezieht ſich nur auf die in Belage⸗ 
rungszuſtand erklärten Städte, augenblicklich nur auf Berlin. Der 
§ 22 dagegen jagt, daß gegen Perſonen, die wegen Zuwiderhandlungen 
egen die 88 17 und 20 verurtheilt ſind, neben der Freiheitsſtrafe auf 
CEET der Einſchränkung ihres Aufenthalts erkannt werden kann. 
Auf Grund dieſes Erkenntniſſes ferner kann dem Verurtheilten der 
Aufenthalt in beſtimmten Bezirken oder Ortſchaften verſagt werden, 
jedoch in ſeinem Wohnſitze nur dann. wenn er denſelben nicht bereits 
ſeit ſechs Monaten inne hat. Hierauf bezieht ſich mein Amendement ; 
denn es könnte geſchehen, daß einem Reichstagsabgeordneten in Berlin 
oder einem Landtagsabgeordneten in Dresden oder ſonſt wo der Auf⸗ 
EL enthalt durch die Polizei verfagt wird, wenn er irgendwie durch das 
5 Sozialiſtengeſetz verurtheilt worden iſt. Dazu können aber ganz un⸗ 
5 dedeutende Fälle Anlaß geben. Nach Art. 17 3. B. unterliegt ſchon 
a der der Beſtrafung, welcher auf die Aufforderung des Polizeikommiſſars 
nicht ſofort eine Verſammlung räumt, die aufgelöſt wird. Daſſelbe 
kann wegen eines unbedeutenden Preßvergehens emtreten. In Hier 
up Beziehung erinnere ich nur an folgenden Fall, der der Kommiſſion 
on zur Entichetdung vorlag. Ein Schriftſteller hat aus einem bereits 
verbotenen Blatte eine Stelle abgedruckt, des Inhalts, daß darin 
für das Schutzzollſyſtem und gegen die Mancheſterſchule ein⸗ 
5 etreten war. Es erfolgte darauf die Verurtheilung, weil die 
Stelle aus einem verbotenen Blatte abgedruckt war. Wegen eines 
ſolchen kleinen Vergehens, dem ſich jeder ausſetzen kann, der 3. B. aus 
einer verbotenen Schrift von Laſſalle eine Stelle zitirt, kann die Polizei⸗ 
f behörde dem Betreffenden den Aufenthalt irgendwo verſagen. Dehnen 
Sie alſo die Einſchränkung nicht auch auf den § 22 aus, ſo iſt ihr 
Werk unvollſtändig und wir können nach einem Jahre uns wieder vor 
7 demſelben Fall befinden wie heute. Einer der hervorragendſten Juriſten 
S des Hauſes hat zwar eingewendet, daß man hier ſeitens der Kom⸗ 
miſſtonsmitglieder mit Art. 31 der Reichsverfaſſung einen Unterſchied 
i mache. Man ſage nämlich: Wir wollen die Leute, die in Unterſuchung 
a und Mitglieder des Hauſes find, ſchützen; aber Leute, welche gerichtlich 
beſtraft find, wollen wir nicht ſchützen. Es beſteht aber abſolut keine 
S Analogie zwiſchen der Anwendung des Art. 31 der NReichsverfaſſung 
und dem, was im § 28 vorgeieben iſt. Denn in beiden Fällen unter: 
‚steht die Beſchränkung des Aufenthalts nicht den Gerichten, ſondern 
der Polizei. Wenn nun der Fall eintreten würde, daß dem Abgeord⸗ 
neten Liebknecht der Aufenthalt in Dresden verſagt wird, weil er etwa 
3 wegen eines kleinen Vergehens auf Grund des Sosialiitengejege3 ver⸗ 
Aurtheilt iſt, ſo würde gewiß der allgemeine Aufſchrei derſelbe wie bei 
e dem jetzigen Verfahren ſein. Dazu kommt, daß der Jall allerdings 
aaf die Führer der ſozialiſtiſchen Partei eingeſchränkt iſt, daß dieſe aber 
gerade die betreffenden Reichstags und Landtagsabgeordneten find. 
3 gen dieſen meinen Vorſchlag wird die Regierung ebenfalls nichts 
einwenden können, da ihre ganze Stellung zu dem Geje,e in feiner 
Weiſe tangirt wird. Auch die Gerichte können nach wie vor auf Grund 
des g. 22 verurtheilen und beſtrafen und der Ausführung der ausge⸗ 
o teg Strafe wird keinerlei Hinderniß im Wege ftehen. Nur der 
. Polizei würde die Befugniß genommen ſein, einen Volksvertreter an 
j der Ausübung ſeiner Pflichten zu verhindern. Ich bitte Sie alſo, 
dieſes Amendement anzunehmen. 5 5 
Referent Abg. Marquardſen: Ich muß auf die Aeußerungen 
des Antragßelfers bemerken, daß diejenigen Gründe, welche ihm nach 
feiner furiſtiſchen Auffaſſung nicht überzeugend find, in der That es 


Strafrichter feſtgeſtellt worden ſein, es muß der Strafrichter nach den 
Umſtänden des Falles ausgeſprochen haben, daß die betreffende Perſön⸗ 
lichkeit ſich eines ſolchen Vergehens ſchuldig gemacht hat, ehe die Po⸗ 
lizeibehörde eventuell das Recht hat, eine Ausweiſung gegen dieſelbe 
eintreten zu laſſen. Iſt das nun im einzelnen Falle eingetreten. ſo 
kann ich doch nicht zugeben, daß die bloße Eigenſchaft des Reichstags⸗ 
oder Landtagsabgeordneten den Einzelnen davor ſchützen ſoll, dieſe 
Konſequenzen ſeines früheren Handelns auf ſich angewendet zu ſehen. 
Die Präſumption von den Eigenſchaften eines Abgeordneten iſt in un⸗ 
ſeren Augen ſtark genug, um anzunehmen, daß ohne Gefährdung des 
Öffentlichen Friedens die betreßſende Perſon auch an einem Orte des 
kleinen Belagerungszuſtandes ihre Pflicht erfüllen wird. Dieſe Prä⸗ 
ſumption erſtreckt ſich aber nicht ſo weit, daß wir die richterlich ſeſtge⸗ 
ſtellten Thatſachen und die Konſequenzen einer richterlichen Entſchei⸗ 


dung nicht ſollten zur Geltung kommen laſſen. Was die Einwendun⸗ 
gen des Vorredners gegen den zweiten Abſatz anbelangt, ſo bleibe ich 


dabei, daß von einer Verſchärfung des Geſetzes durchaus keine Rede iſt 
und verweiſe auf die ganze Haltung der Kommiſſion, welche dieſen Ver⸗ 
dacht ausſchließt. Die Kommiſſion hat im Gegentheil ſich bemüht, das 
Geſetz zu mildern. Ich bitte alſo in beiden Beziehungen dem Antrage 
der Kommiſſion beizuſtimmen. 

Der $ 1 der Kommiſſion wird angenommen, das Amendement 
Sonnemann abgelehnt. ; i 

Der § 2, den die Kommiſſion vorſchlägt, lautet: „Die Dauer der 
Geltung des Geſetzes gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der 
Sozialdemokratie vom 21. Oktober 1878 wird, unter Abänderung des 
$ 30 dieſes Geſetzes, bis zum 30. September 1884 hierdurch ver⸗ 
längert.“ (In der Regierungsvorlage war der Termin bis zum 31. 
März 1886 fixirt.) 5 . x 

Hierzu beantragt Abg. v. Ludwig: „Zugleich wird das Geſetz 
auf alle diejenigen Beſtrebungen ausgedehnt, welche, auch ohne ſich 
als ſpezifiſch ſoßialdemokratiſche, ſozialiſtiſche oder kommuniſtiſche darzu⸗ 
ſtellen, in analoger Weiſe die Untergrabung der chriſtlichen und 
monarchiſchen Grundlagen der beſtehenden Staats⸗ und Geſellſchafts⸗ 
ordnung bezwecken.“ 

Referent Abg. Marquardſen: In Betreff des gewählten 
Termins waltete die Rückſicht vor, daß möglicherweiſe eine Auflöſung 
des Reichstags zu einer Zeit erfolgen könnte, wo die Geltung des 
Sozialiſtengeſetzes, wenn man etwa drei Jahre nähme, in Frage ſtände. 
Es würde für die Zeit der Wahlen dann möglicherweiſe eintreten, daß 
der Termin abliefe, und um dies zu verhindern, iſt in der Kommiſſion 
noch eine Jeit von drei Monaten zugegeben worden. Das iſt ein ein⸗ 
ſtimmig gefaßter Beſchluß, wie überhaupt der 8 2 einſtimmig an⸗ 
genemmen worden iſt. Ueber das Amendement Ludwig habe ich 
natürlich von Kommiſſionswegen dem Hauſe keine Beurtheilung zu 
unterſtellen. E E x 

Abg. v. Marſchall: Die Frage, ob. das Geſetz verlängert 
werden ſoll, hängt auch davon ab, ob die Befürchtungen begründet 
waren, die man gegen das Geſetz geltend machte, und ob es wirklich 
eine Waffe iſt, die auch gegen andere Parteien und deren berechtigte 
Beſtrebungen angewendet worden iſt. Die Mehrheit der Kommiſſion 
hat ſich für ſeine Verlängerung ausgeſprochen. Meine Freunde und 
ich ſtehen den Bedenken nicht gleichgültig gegenüber, glauben aber, daß 
ſolchen Gefahren gegenüber die Intereſſen aller Parteien gleiche ſeien. 
So wie die ſozialiſtiſche Partei in Deutſchland ſich leider entwickelt 
bit, ſind der Anwendung und Handhabung des Geſetzes go be 
ſtimmte Grenzen gezogen. Der Abgeordnete Hänel hat es ſich leicht 
gemacht, er ſagte, die polizeilichen Maßregeln hätten leinen Unterſchied 
d n den berechtigten und den unberechtigten Beſtrebungen gemacht. 
* 


allein ich 


bungen etwas mehr entgegentommen ſollten; 1 i 
fie ſich heute in Deut ſch⸗ 


anerkennen, daß die Sozialdemokratie, wie Deu 
land entwickelt hat, berechtigte Beſtrebungen verfolat. Es iſt bei ihr 
alles Mittel zum Zweck geworden. Glauben Sie denn, daß die 
Sozialiſten bei der Gründung von geſelligen Vereinen jemals ihr 
Hauptziel aus den Augen verlieren? Wenn man das verkennen wollte, 
jo würde man eine kurzſichtige Dout treiben. Der einzige Fall, wo 
eine andere Partei von dem Geſetz betroffen iſt, it der vom Abg. 
Sonnemann vorgetragene Münchener Fall. Ich weiß nicht, ob die von 
der Polizei vorgebrachten Thatſachen wahr ſind, der Abg. Sonnemann 
hat fie ja beſtritten. Ich bin weit entfernt, der deutſchen Volkspartei 
ſozialiſtiſche Tendenzen unterzuſchieben; aber das Eine kann man jagen, 
daß ihre Verſammlungen ſtets die Sozialiſten protegirt haben und zum 
Theil aus Sozialiſten beſtanden. In der Anweſenheit von Sozialde⸗ 
mokraten kann ich nun keinen Grund erblicken, die Verſammlung auf⸗ 
zulöſen. Das war aber auch nicht der einzige Grund der Auflöſung, 
Wenn die Führer der Volkspartei mit den Führern der Sozialdemo⸗ 
kratie eine Beſprechung über die Bureaubildung halten, ſo ſind ſie doch 
nicht ganz unſchuldig. Höflichkeit iſt eine ſehr ſchöne Tugend, aber 
beim Beſtehen des Sozialiſtengeſetzes liegt doch die Höflichkeit der So⸗ 
zialdemokratie gegenüber etwas abſeits vom Wege. Jedenfalls würde 
die Volkspartei ſich weiter ausdehnen, wenn ſie Ma une e 
tauſch mit der Sozialdemokratie auf das engſte Maß beichränfen wollte. 


Die Münchener Parteiverſammlung iſt nicht aufgelöſt worden, weil 
ſozigliſtiſche Beſtrebungen in ihr zu Tage getreten wären, ſondern weil 
die Polizeibehörde darin die Abhaltung der verbotenen Volksverſawm⸗ 
lung erblickte. Dieſer Münchener Fall iſt der einzige, wo das Geſetz 
einer anderen Partei gegenüber zur Anwendung kam. Wenn man ſich 


auf den Boden des gemeinen Rechts ſtellen wollte, wie dies der An⸗ 


trag des Abg. v. Ludwig, der alle gefährlichen Beſtrebungen 
treffen wolle, beabſichtigt, io würde jedenfalls ein viel ſchlim⸗ 


merer Mißbrauch zu Tage treten. Wir werden gegen die vorgeſchla⸗ 
gene Giltigkeitsdauer einen Gegenantrag nicht ſtellen. Wir ſtehen 
nach wie vor auf dem Standpunkte, daß dem Geſetze eine längere Gül⸗ 
tigkeitsdauer gegeben werden muß, als die Kommiſſion ſie vorgeſchla⸗ 
gen hat, nicht als ob wir das Geſetz zu einer dauernden Inſtitution 
machen wollten, ſondern weil wir die Ueberzeugung haben, daß, je 
ernſter die Abſicht hervortritt, dieſe Agitatoren nicht mehr zu dulden, 
deſto größer auch der Erfolg der Maßregeln ſein wird. Wenn die 
ſozialiſtiſche Bewegung beſtrebt iſt, in den Arbeiterklaſſen Hoffnungs⸗ 
loſigkeit und Verzweiflung zu erregen, dann ſollte man nicht anſtehen, 
ſolchen Agitationen gegenüber die Hoffnung zu beſeitigen, daß die 
Stellung des Staates ihnen gegenüber jemals eine andere werden wird. 
Das Geſetz muß aufrecht erhalten werden, um das zu halten, was ge⸗ 
halten werden muß. Wäre es unzureichend, die Sozialdemokratie zu 
bekämpfen, ſo würde allerdings ſein Fortbeſtehen bedenklich. Wenn der 
Abg. Bebel neulich geſagt hat, die vom Abg. v. Kardorff bezeichneten 
poſttiven Maßnahmen würden in den Kreiſen der Arbeiter nur ein 
homeriſches Gelächter erregen, ſo zeigt mir das gerade, daß wir auf 
dem beſten Wege ſind. Wenn geſagt wird, das Handwerk ſei im Ab⸗ 
ſterben, ſo würde ich das ſehr bedauern; wenn über die Ausbeutung 
der Arbeiter geklagt wird, dann müſſen wir die Ausbeutung der nicht 
beſitzenden Klaſſen zu beſeitigen ſuchen; ich erinnere nur an die Aktien⸗ 
freiheit, den Wucher u. ſ. w. Auch die Stellung der Sozialdemokratie 
der Religion gegenüber zeigt uns, wo wir einſetzen müſſen, um ſie zu 
bekämpfen. (Beifall rechts.) 18 

Abg. Windthorſt: Ich wollte mit meinen Anträgen das Ge⸗ 
ſetz To modiſiuren, daß es erträglich wurde; da dieſelben abgelehnt ſind, 
ſo muß ich für meine Perſon gegen das ganze Geſetz ſtimmen. Die 
abgekürzte Dauer, welches es nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen hat, be⸗ 
ſtimmt jedoch manche meiner Freunde, für daſſelbe zu ſtimmen. Der 
Vorredner müßte konſequent auch daſſelbe thun, da er doch ein ſolches 


EE diefer Frage, wodurch er ſich von vielen jeiner 
Fraktionsgenoſſen vortheilhaft unterſcheidet, hatte ich gehofft, 
daß er dieſen Punkt näher ſpezialiſiren würde. Er war 


ch bin auch der Anſicht, daß wir den berechtigten ſozialen Beſtre⸗ 
kann nicht | Met 


am beiten, wenn es geöffnet wird. Dieſen Gedanken hat auch die 
konſervative Deutſche Landeszeitung ausgeſprochen, Ich freue mich, daß 
der Abgeordnete v. Marſchall jo, ſehr die Nothwendigkeit positiver 
Maßregeln für das Wohl der Arbeiter betont hat und ich bedauere, 
daß die Regierung die Initiative au dieſer Geſetzgebung in jo hohem 
Maße dem Reichstage überläßt. Sehr zweckmäßig wäre in dieſer Be⸗ 
ziehung eine allgemeine Reviſton der Gewerbegeſetzgebung, während wir 
uns hier in jeder Seſſion mit einem Stück abmüben. Die vereinigten 
Kaſſen der Arbeiter haben die letzteren gut unterſtützt. Ich zweifle nicht, 
daß dieſelben geſetzmäßig aufgelöſt wurden; war das aber der Fall, 
dann mußte ſofort nöthigenfalls aus Staatsmitteln für dieſelben 
Zwecke Vorſorge getroffen werden. Es iſt aber nichts in dieſer Beziehung 
geſchehen. Ich glaube auch, daß die Regierung viel in dieſer Richtung 
durch freie Vereinbarung mit den nichtſozialdemokratiſchen Arbeitern 
hätte erreichen können. Aber ſie hat die chriſtlich⸗ſozialen Beſtrebungen 
ſtets ſcheel angeſehen. Die polizeiliche Repreſſion allein nützt gegen die 
Sozialdemokratie nichts. Auch unſere Fabrikgeſetzgebung bedarf einer 
Aenderung. Ich fordere deshalb die Regierung auf, ernſthaft die 
Initiative zu einer richtigen Löſung der ſozialen Frage zu ergreifen. 
Eine Haupturſache der Sozialdemokratie iſt auch der unrichtige Schul⸗ 
unterricht, der in den letzten zehn Jahren, namentlich i« Preußen mehr 
Sozialdemokraten erzogen hat, als alle Agitatoren zuſammen. (Hört! 
links) Der Abg. v. Marſchall hat auch die Religion als Kampfmittel 

egen die Sozialdemokratie erwähnt. Bei der tiefen und richtigen 


offenbar daran gehindert, wodurch, das weiß ich nicht. Wenn die 
Konſervativen den Kulturkampf fördern oder ſich demſelben gegenüber 
paſſiv verhalten, wenn ſie ſagen, theoretiſche Zugeſtändniſſe nützen uns 
nichts, wir wollen praktiſche Schritte abwarten, dann werden Sie die 
Sozialdemokratie nicht bezwingen. Die Konſervativen haben aber heute 
zu einem freien Worte noch nicht den Muth. Die Sozialdemokratie 
findet keinen Boden, wo der Katholizismus und der poſitip gläubige 
Proteſtantismus herrſchen, ſondern nur unter dem größten Unglauben. 
Der Abg. Dernburg ruft mir zu, wir wollten den Unglauben. Wenn 
dieſer den ſozialdemokratiſchen Geiſt bannen kann, dann will ich ſelbſt 
den Aberglauben. (Hört! links.) Der falſche Liberalismus iſt der 
Vater der Sozialdemokratie. Der Abg. Marquardſen ruft mir u, ich 
hätte den falſchen Liberalismus, feine Partei hätte den richtigen. Sie 
wollen ja keine Neligions⸗ und Gewiſſensfreiheit, nennen Sie das 
Liberalismus? Nehmen Sie ſich an Jules Simon ein Muſter, der 
doch wirklich kein Ultramontaner iſt. Geben Sie uns die geiſtlichen 
Orden wieder, und ich ſtehe der Regierung dafür, daß ſie in deren Be⸗ 
zirken keinen Sozialdemokraten zu fürchten haben ſoll. ( Heiterkeit.) 
Der Antrag v. Ludwig verdient keinen Spott, obwohl er nicht an⸗ 
nehmbar iſt. Er zeigt deutlich, daß gegen die jetzige Sachlage ein 
ſolches Geſetz nichts hilft. Sie machen ein Geſetz gegen die Symptome, 
der Antrag Ludwig will ein Geſetz gegen die Urſachen. So lange 
Sie die letzteren nicht heben wollen, werden Sie die Symptome nie 
beſeitigen. Helfen Sie uns, die Quellen des Unglaubens und des 
Sozialismus auf den von mir dargelegten Wegen zu verſtopfen! 


Sozialdemolr 


(TER! 


ſätzen verfahren, dann hätten ſich jetzt ſchon die wohlthätigen Folgen 


es nur gemeinſam mit dieſen möglich Oé 


der Abſicht, daß die kurze Geltungsdauer ein Sporn für die Geſetz⸗ 


nicht bei dem größten Theil der auf geſundem Boden ſtehenden. 
ſeiner Arbeiter ſchützen durch cl und Milde zur rechten Zeit. 
Arbeiter war von gutem Erfolg. 


ewegung liegt, 


€ 


ene 
R 
` 


nicht, für ſeine Pferde und Ochſen beſſer zu forgen, als für den 


kigter Kern; dieſer Kern beruht auf dem modernen Staate, der den 
Arbeiter gan; auf ſich allein ſtellt; in dem viel geſchmähten Mittel⸗ 
alter war dies weit beſſer. Heute hindert das Geſetz den Arbeitgeber 


Arbeiter; wenn er dieſen nicht mehr braucht ſetzt er ihn einfach an die 
Luft. Dieſer abſoluten Unſicherheit der Arbeiterexiſtenz wollte ich 
ſchon durch meinen Antrag auf Beibehaltung des Flachszolles ent⸗ 
egenarbeiten. Wenn man die Sozialiſten wegen ihrer anderweiten, 


chädlichen Tendenzen verfolgt, jo faßt man nur die Schüler und nicht 


die Lehrer. Das iſt eine große Ungerechtigkeit und macht das Uebel 
dlos ärger. Dem "ei! mein Antrag abhelfen, doch erwarte ich nicht, 
daß Sie denſelben ſchon beute annehmen, ſondern bitte, ihn einer 
Kommiſſion zu Überweiſen und die deſinitive Abſtimmung über das 
ganze Geſetz bis zum Bericht ` Deier Kommiſſion auszuſetzen. Gegen 
die Geltendmachung der die Kirche und die monarchiſche Verfaſſung 
im Wege der Repolution bedrohenden Beſtrebungen iſt gerade die 
präventive Polizei am Platze: denn ich will den Brunnen nicht erſt 
zudecken, wenn das Kind hineingefallen iſt. Alle, die im Chriſtenthum 
und Monarchie die Grundpfeiler des deutſchen Stgates ſehen, ſollten 
ſich ermannen und meinem Antrag zuſtimmen; beſonders die Konſer⸗ 
pativen, wenn ſie nur einen Tropfen konſervativen Bluts im Leibe 
haben (Heiterkeit), müſſen für die Monarchie einſtehen, ebenſo das 
Zentrum für die Kirche. Aber es fehlt an entſchloſſenen 
Charakteren, Alles verkriecht ſich hinter Opportunität und Diplomatie, 
und wenn es ſo weiter geht, dann werden Sie es kaum bewirken, 
daß den Enkeln unſeres erhabenen Kaiſerhauſes der Thron ihrer 
Väter erhalten bleibt. (Der Präſident bittet den Redner, derartige 
Erörterungen aus der Debatte zu laſſen.) Diefe Erörterungen halte 
ich aber für durchaus nothwendig. (Der Präſident: Dann werde ich 
Sie daran verhindern.) Geht es allerdings einmal, an den edlen 
Geldſack, dann ermannt man ſich zur That, aber ausſchließlich mit den 
Mitteln der rohen Gewalt. Alles, was im Sozialismus an Wahrheit 
ſteckt, das iſt Do vor 2000 Jahren vom Herrn Jeſus Chriſtus viel 
treffender gelehrt worden. Will man die Sozialdemokratie mit poſiti⸗ 
ven Maßregeln bekämpfen, dann haben Sie nichts zu thun, als den 
zriſtlichen Katechismus und die 10 Gebote zu ſtudiren, und was Sie 
darin gelernt haben, in der Geſetzgebung zum Ausdruck zu bringen. 
(Sehr wahr!) Aber auch in den Kreiſen, in denen die Sozialdemo⸗ 
kratie keinen Boden hat, werden nur Jobberblätter geleſen. Die bisher 
etroffenen poſitiven Maßregeln ſind nur ein ſchwächlicher Anfang. 
Wie ſteht es mit der Beendigung des Kulturkampfs? Die Regierung 
weiß doch, daß die Kirche in gewiſſen Punkten ihr nicht nachgeben kann. 
Herr Stumm, der hier Nachgiebigkeit der Kirche verlangt, ſcheint wirk⸗ 
lich son Religion ganz eigenthümliche Begriffe zu haben. (Heiterfeit.) 
Das Weſen der Religion beſteht doch darin, daß der Bekenner über⸗ 
zeugt iſt, daß er in gewiſſen Dingen an den Befehl eines Höheren 
eknüpft iſt. Wie kann alſo die Regierung ſagen: das darfſt du nicht? 
enn man bier in der Kammer, beſonders auf der linken Seite, 
wo man ſehr wenig von der Religion hält (Heiterkeit), ſolche 
Erörterungen hören muß, ſo muß das wirklich zu großem Kum⸗ 
mer Anlaß geben. Wie ſteht es ferner mit der Steuerreform? 
ier wäre das Rhodus der konſervativen Partei, wo fie, mit Energie 
ätte tanzen ſollen (Gelächter), jetzt, wo alle Welt weiß, daß der 
kationalliberalismus bankerott iſt. Eine günſtigere Poſition für den 
Konſervatismus iſt noch nicht dageweſen, ſie kommt auch vielleicht nicht 
wieder, und wenn Sie es treiben, wie bisher, ſo werden Sie die gün- 
ftigen Reſultate bei den Wahlen nicht lange haben. Der Fürſt Bis⸗ 
mark allein aber kann die Sache nicht machen, er braucht Stützen, die 
auf eigenen Beinen ſtehen, die ſich nicht darum kümmern, ob ihm das, 
was fie thun, genehm iſt oder nicht, aber ihm kräftig zur Seite ſtehen, 
wenn er etwas thut, was ihnen genehm iſt. Mit Recht bemerkte die 
„Magdeburger Zeitung“ im vorigen Jahre, daß an der Spitze der Zoll⸗ 
bewegung Männer ſtehen, die in den Gründungsjahren die blutigſten 
Gründungen begingen. Die Steuerreform iſt auch nicht durchgeführt 
worden und Herr v. Kardorff wird nicht leugnen, daß die Laura des 
He Bleichröder dabei ein beſſeres Geſchäft gemacht hat, als 
Heiterkeit) Die Borſenſteuer erregt das oe 
enbeſucher. Seit zehn Jahren trägt die Re⸗ 


.. 
e Lächeln 


age 
macht. 


weckt. 
Welt verbreiteten, dem Chriſtenthum abholden Volles, das an der 


E Sie an Frankreich, wo Gambetta, wie Herr v. Schorlemer richtig 


trag annehmen. 2 ` 2 
Miniſter Graf zu Eulenburg: Wie ſich vorausſehen ließ, 
hat die Debatte über den § 2 noch einmal die Erörterung hervorge⸗ 
rufen nicht allein, ob das Geſetz zu verlängern, ſondern auch, ob deſſen 
Erlaß zweckmäßig geweſen Te, Der letzte Redner hat an den Reichs⸗ 
tag und an die Regierung die Aufforderung gerichtet, ſie ſollten nur 
zugeſtehen, daß ſie mit ſeinem Antrag einverſtanden ſeien, aber ſich 
ſcheuten, dies offen auszuſprechen. Seitens der verbündeten Regierun⸗ 
gen muß ich dies beſtreiten. Es giebt allerdings außer den ſozialiſtiſchen 
Beſtrebungen noch andere, die den Beſtand der ftaatlichen und geſell⸗ 
schaftlichen on gefährden; aber während die Sozialdemokratie 
durch Gewalt und Umſturz zum Ziele gelangen will, bedienen ſich die 
anderen Tendenzen der Mittel der Diskuſſion und der friedlichen Pro⸗ 
paganda, gegen welche die Mittel der gewöhnlichen Geſetzgebung aus⸗ 
reichen. Ein Gegenſatz zwiſchen der Bekämpfung der Symptome und 
der Urſachen beſteht nicht; vielmehr iſt ſtets von der Regie⸗ 
rung darauf hingewieſen worden, daß man dem Uebel an die 
Wurzel gehen, aber zugleich die durch das Geſetz gebotenen 
Vorbeugungsmaßregeln anwenden ſoll. Der Miniſter geht nunmehr 
auf die am Sonnabend und heute von den ſozialdemokratiſchen Abge⸗ 
Ordneten vorgetragenen Beſchwerden ein und erklärt, daß das eine 
Flugblatt im zweiten Wahlkreis auf Grund des Sozialiſtengeſetzes ver⸗ 
boten ſei, weil es das ſozialiſtiſche Programm enthielt, das zweite, 
nur die Aufforderung zur Wahl Körners enthaltende Flugblatt auf 


Grund der Beſtimmung des Preßgeſetzes, wonach jede Druckſchrift den 
Namen des Druckers und des Verlegers oder Herausgebers enthalten 
müſſe, verboten ſei. Die vom Abg. Bebel aufgeſtellten Behauptungen 
hätten ſich bei näherer Unterſuchung zum größten Theil als gänzlich, 


zum anderen als theilweiſe grundlos erwieſen; der Miniſter führt dies 


näher aus an dem Fall, in welchem ein Polizeibeamter bei einer Haus⸗ 
ſuchung die noch im Bette liegende Frau des Betroffenen aufgefordert 
haben ſoll, ſich in ſeiner Gegenwart zu erheben und anzukleiden; ferner 
an dem Falle, in welchem ein vor die Polizei Geladener mit Zigarren 
und Bier traktirt ſein ſollte, während er erſt nach ſeiner Vernehmung 
mit Genoſſen in verſchiedenen Reſtaurationen zuviel Bier getrunken 
hatte. Möge man über das Geſetz denken, wie man wolle, ſo müſſe 
man doch anerkennen, daß das ernſteſte Beſtreben darauf gerichtet ſei, 
das Geſetz in angemeſſenen Grenzen anzuwenden. Deshalb liegt keine 
e vor, dem Geſetze die Verlängerung zu verſagen, und ich 
freue mich, daß ſogar ein Theil der Herren, die gegen das Geſetz ge⸗ 
ſtimmt haben, der Verlängerung zuſtimmen wird. Bei dieſer Sachlage 
dürfte es nicht wohlgethan ſein, den Zeitraum der Verlängerung ein⸗ 
zuſchränken. Ich kann deshalb nur dem Abg. Stumm beitreten und 
Sie bitten, das Geſetz auf fünf Jahre zu verlängern. 

Abg. Bebel (perſönlich) bleibt dabei ſtehen, daß feine Behaup⸗ 
tungen, von denen der Miniſter nur zwei der unwichtigſten heraus⸗ 
gegriffen habe, der Wahrheit entſprächen. Uebrigens würde er Ver⸗ 
e nehmen, die Sache nochmals gründlich zu unterſuchen. (Hei: 
erkeit. 

Abg. Sonnemann kann im Rahmen der perſönlichen Bemer⸗ 
kung dem Abg. v. Marſchall nicht antworten, er behält ſich dies für 
die dritte Leſung vor. 0 1 

Berichterſtatter Abg. v. Marquardſen: Die Kommiſſion hat 
ſich mit der größten Mehrheit für die im § 2 fſeſtgeſetzte Friſt ausge: 
ſprochen. Sollte dieſelbe abgelehnt werden, ſo würde allerdings noch 
über den von der Regierung vergejchlagenen Termin abgeſtimmt 
werden. Ich hoffe aber, daß die Vorredner, auch wenn fie 
ſich theilweiſe gegen die Kommiſſionsfaſſung ausgeſprochen haben, 
doch nicht gegen dieſelbe ſtimmen werden, ſo daß es bei der 
Friſtbeſtimmung, welche wir vorſchlagen, ſein Bewenden 
hat. Der Abg. Windthorſt erklärte, er werde das Geſetz mit den 
wenigen Abänderungen, welche er vorſchlägt, annehmen. Ohne 
dieſe Abänderungen aber ſei es eine ſolche Abnormität, daß er daſſelbe 
entſchieden zurückweiſen müſſe. Was hat denn der Abg. Windthorſt am 
Geſetz ändern wollen? Sein Hauptantrag war das Reichsgericht an die 
Stelle der Beſchwerdekommiſſion zu ſetzen. Dieſer Antrag bezog ſich 
doch nur auf zwei vereinzelte Fälle. Der ganze übrige Apparat des Ge⸗ 
ſetzes bleibt beſtehen und ich hoffe, daß das Haus nicht in die Fußtapfen 
des Abg. Windthorſt treten wird, der das ganze Geſetz verurtheilt. Eng⸗ 
land mit ſeiner Habeas corpus-Akte und Then iriſchen Zwangsgeſetz 
hat denſelben Weg betreten, den wir betreten, und dieſes Vorbild hat 
meine Partei zuerſt mit dem Ausnahmegeſetz verſöhnt. Wie dort, ſo 
kann auch bei uns ein ſolches Ausnahmegeſetz immer nur auf Zeit, d. h. 
auf ſo lange gegeben werden, wie die daſſelbe verurſachenden Aus⸗ 
nahmezuſtände dauern. Wenn dieſe Ausnahmeverhältniſſe nach Ablauf 
des Geſetzes noch ſo liegen wie heute, ſo wird auch der künftige Reichs⸗ 
tag die Verlängerung des Geſetzes beſchließen müſſen. Wenn aber, 
wie ich wünſche, die Verhältniſſe ſich bis dahin ſo geſtalten, daß es 
der Ausnahmemaßregel nicht mehr bedarf, ſo werden auch die Konſer⸗ 
vativen zum Zuſtande des Lu Sne Rechts zurückkehren. Ich empfehle 
1 alſo den § 2 nach dem Vorſchlage der Kommiſſion anzu: 
nehmen. 

Der Abg. v. Ludwig zieht ſeinen Antrag darauf zurück. § 2 wird 
angenommen. FE 
Es folgt die Berathung der Kommiſſionsanträge über die zu 
dieſem Geſetze eingegangenen Peng Die Kommiſſion beantragt: 
Die Petition von Julius Hahn und Genoſſen, ſoweit ſie ſich über den 
Erlaß des königlichen Polizeiʒ⸗Präſidiums zu Berlin vom 6. November 
1878 beſchwert, in der Erwägung, daß das im § 16 des Geſetzes vom 
21. Oktober 1878 enthaltene Verbot ſich nicht auf die Sammlung von 
Beiträgen oder die öffentliche Aufforderung zur Leiſtung von Beiträgen 
erſtreckt, welche nur für die Unterſtützung ſolcher Perſonen beſtimmt 
find, denen in Ausführung des § 22 oder 28 des genannten Geſetzes der 
Ernährer entzogen worden iſt, dem Reichskanzler zur Berückſichtigung 
zu überweiſen und im Uebrigen durch die Annahme des Geſetzentwurfs 
für erledigt zu erklären. ? 
Abg. Auer erklärt, daß ihm der Antrag der Kommiſſion noch 
nicht weit Lë gehe, denn derſelbe handele nur von der Sammlung 
von Beiträgen für die Angehörigen Ausgewieſener, welche durch die 
Ausweiſung den Ernährer verloren haben; um den Ausgewieſenen 
ſelbſt kümmere man ſich nicht. Mit ihm, dem Redner, zuſammen ſei 
ein Mann ausgewieſen, der ſich nicht ſelbſtändig ernähren konnte. Die 
Sammlung von Beiträgen zu ſeiner Unterſtützung ſolle auch in Zu: 
kunft verboten ſein. Fordere das nicht direlt zu Uebertretungen 
heraus? Die liberale Preſſe habe nicht Energie gefunden, ſolchen 
Dingen entgegenzutreten, trotzdem der Ab. Dernburg bei der Be⸗ 
rathung des Geſetzes eine ſolche Mitwirkung der Preſſe in Ausſicht 
geſtellt habe. Die „National⸗Zeitung“ habe nur einen Artikel über 
das Sozialiſtengeſetz gebracht, in welchem ſie die Verlängerung des Ge⸗ 
ſetzes acceptirte. Um recht einſchneidend zu wirken, hat man haupt⸗ 
ſächlich die Familienväter ausgewieſen. In unſerer Lage wird uns 
nichts übrig bleiben, als unſere Pflichten als Menſchen und Männer 
weiter zu erfüllen und den $ 16 dieſes Geſetzes zu übertreten. 

Präſident v. Arnim: Ich kann dem Redner nicht geſtatten, hier 
offen ſeine Abſicht, ein Geſetz übertreten zu wollen, auszusprechen. 
Der Kommiſſionsantrag wird darauf angenommen und die Peti⸗ 
tion des Redakteurs Dr. Stolp durch Tagesordnung erledigt. 

Ohne Debatte genehmigt das Haus in zweiter Berathung den 
Freundſchafts⸗, Handels-, Schifffahrts⸗ und Konſularvertrag zwiſchen 
dem deutſchen Reich und dem Königreich der hawaiiſchen Inſeln. 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung: Dienſtag 1 Uhr. (Wucher⸗ 
geſetz; Vertrag mit Hawai und kleinere Vorlagen.) 


Jelegraphiſche Nachrichlen. 

Straßburg i. E., 19. April. Wie die „Elſaß⸗Lothrin⸗ 
giſche Zeitung“ meldet, hat der Biſchof Raeß nunmehr die ſtaat⸗ 
liche Genehmigung zur Auſtellung der Lehrer für das Knaben⸗ 
ſeminar, welches in Zillisheim eröffnet werden ſoll, bei dem 
Statthalter nachgeſucht. Die Genehmigung iſt ertheilt und dem 
Biſchofe heute zugeſtellt worden. 

Leipzig, 19. April. Die hieſige Handelskammer beſchloß 
mit 17 gegen 2 Stimmen, eine Petition an den Reichstag zu 
richten, in welcher derſelbe erſucht wird, die Vorlage der Reichs⸗ 
regiecung bezüglich der Samoa⸗Angelegenheit zu genehmigen. 

Stockholm, 19. April. Das neue Kabinet iſt nunmehr 
ernannt. Als Staatsminiſter und zugleich als berathendes Mit⸗ 
glied fungirt Graf Poſſe, welcher zunächſt auch das noch unbe⸗ 
ſetzte Miniſterium des Auswärtigen mit verwalten wird. Wieder 
eingetreten ſind von den Mitgliedern des früheren Kabinets in 
ihre bisherigen Stellungen: Dr. Forſſel als Chef des Departe⸗ 
ments der Finanzen, Dr. Malmſtröm als Chef des Departements 
der kirchlichen Angelegenheiten, und Dr. Loven als berathendes 
Mitglied. Dr. Bult von Steyern, früher berathendes Mitglied, 
hat das Departement der Juſtiz übernommen. Neu ernannt ſind 
der Lootſendirektor von Otter zum Chef des Marinedepartements, 
Oberſt Taube zum Chef des Kriegsdepartements, Gutsbeſitzer 
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Hederſtjerna zum Chef des Departements des Innern, und Pro⸗ 
feſſor Hammarskjöld zum berathenden Mitgliede. K 
Petersburg, 19. April. Nach, dem heute Mittag über 
das Befinden des Fürſten Gortſchakoff ausgegebenen Bulletin hat 
derſelbe die Nacht fieberfrei verbracht und dauert die Sonnabend 
eingetretene Beſſerung fort; die Schlaflosigkeit verhindert jedoch 
die Rückkehr der Kräfte und wird es zur Wiederherſtellung der⸗ 
ſelben längerer Zeit, eines günſtigen Klimas und vollkommener 
Ruhe, insbeſondere der Abweſenheit jeglicher anſtrengender geiſti⸗ 
ger Thätigkeit bedürfen. ü ` d 
Verantwortlicher Redakteur! H. Bauer in Poſen. — 
Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
üdernumiti die Redaktion keine Verantwortung. d 
. ͤ dd d EENS Ji 
Telegrayyiſche Zörſenberichte. 1 
Funds Courſe. = 
Frankfurt a. N., 19. April. (Schluß⸗Courſe.) Matt. d 
Lond. Wechſel 20,46. ` Zoe do. 81,00. Wiener do. 170,55 K.⸗ M., 
EL. 1403, Rheiniſche do. 1582. Ze. Ludwigsb. 90. K.⸗M.⸗ur⸗Antb. 
1322. Reichsanl. 993. Reichsbank 149. Varmſtb. 1444. 9 eininger 
B. 95. Deft.-ung. Bf. 71600, Kreditaktien“) 239. Suneriente 628. 
Papierrente 614. Goldrente 753. Ung. Goldrente 894. 1860er Monte ` 
1235. 1863er Leoſe 312,00. Ung. Staatsl. 209,50. do. Oſtb.⸗Obl. II. 
84. Böhm; Weſtbahn 191. Eliſabethb. 1613. Nordweſtb. 140. 
Galizier 2244. Franzoſen“) 236}. Lombarden“) 684. Italiener 
—, 1877er Ruſſen 904. il. Orientanl. 604. Zentr.⸗Pacific 1093. 
Diskonto⸗Kommandit —. Elbthalbah — edel 
Nach Schluß der Börfe Kreditaktien 2364; Franzoſen 236, Ga⸗ 
ie 2246, m. SC be — l. eh —. 1860er 
DDIÉ —, 8 d ide 7 Lombard 69, i E K- 
bahn —, Mainz⸗Ludwigshafen —, 1877er Ruſsen EE 9 30 


) per medio rein, per ultimo. 


1877er 


Wien, 19. April. (Schluß⸗Courſe.) Realiſirun d len 
Spekulation und Contremine drückten erheblich. Banten. a u 2 
e 8 Sitbervente 7040. Oe * 
Sapierrente 72.80. Silberrente 73,40, ſterr. Gol „00, 
Ungariſche Goldrente 105.10. 1854er Looſe 123,20. ZE Sie 
130,25. 1864er Looſe 173.75. Kreditlooſe 177.50. Ungar. Prämien 
112,50. Kreditaktien 281.00. Franzoſen 277,50. Lombarden 80,75. 
Galizier 254.50, Kaſch.⸗Oderb. 127,00. Pardubitzer 130,00, Norbmeite 
bahn 165,50. Eliſabethbalm 189,50. Nordbahn 2457,50. Defterreihe 
Wouer ank —,—. Türk. Looſe —,—. Unionbank 104,00, Analoe 
Zug, 149.25. Wiener Bankverein 134,75. Ungar. Kredit 67,0 
Deutſche Plätze 58,0%. Londoner Wechſel 119,10. Pariſer do. — , 
Amſterdamer do. 98,50. Napoleons 9,48. Dukaten 5,69. Silber 
100,00. Marknoten 58,60. Ruſſiſche Banknoten 1.253. Lemberg⸗ 


Gernowitz 169.70. 
Wien, 19. April. Abendbörſe. Kreditaktien 279,50, Franzo⸗ 
ſen 277,00, Galizier 265,00, Anglo⸗Auſtr. 148,50, Lombarden 81.00 
Papierrente 72,65, öſterr. Goldrente 88,50, ungar. Goldrente 104,95, 
Marknoten 58,573. Napoleons 9,48, 1864er Looſe —. öſterr. ungar. 
Bank —.—. Nordbahn ——. Sich befeſtigend. GC 
Die Einnahmen der öfterr.-franzöfiichen Staatsbahn betrugen in 
der Woche vom 7. bis zum 14. April 532,109 Fl., Gë OC 2 
910595 vi entiprechende Woche des Vorjahres eine Mehreinnahme von 
* OI fr. E 
Paris, 19. April. (Schluß⸗Courſe.) Matt auf die von auswärts 
gemeldeten Courſe. A 81 e 
2 proz. amorriſirb. Rente 84,95, 3proz. Rente 83,40, Anleihe 
de 1872 119,05, Ital. proz. Rente 84,20, Oeſterr. Goldrente 75, 
Ung. Goldrente 90, Ruſſen de 1877 927, Franzoſen 391,25, Lom 
bardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 181.25, Lombard. Prioritäten 270,00, Türken 
de IS FA SE r SE ES 95 
ID mobiler 691, Spanier exter. 1775, do. inter. 158, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien —, Banque ottomane 538, Societe generale Si Credit D 
5 955 2 72 e e ëch 8 SC Eege eet : 
} que hypothecaire SA entanlei 13, Zi Die 
35,50, Londoner Wechſel 25,29. We, e 


Paris, 19. April. Boulevard⸗Verkehr. Zproz. Rente 83,45, An⸗ 
leihe von 1872 119,25, Italiener 8 d 8 EN Goldrente — 
ungar. Goldrente —, Türken 10,624, Spanier erter. 177, Egypter 
310.626, Banque otomane ——, 1877er Ruſſen —. Lombarden 
182,50, Türkenlooſe 36,00, I. Orientanleihe 623. Steigend. 

London, 19. April. Conſols 9816, Italien. proz. Rente 838. 
Lombarden 73, Z3proz. Lombarden alte 10%, Zpror. do. neue 108, 


Se gl de 1871 864, Ana Ruſſen de 1872 
de 1873 88}, Dorop, Türken de 1865 103, Sproz. fundirte Amerikanern 
1043, Oeſterr. Silberrente 63, do. Papierrente 63, Ungar. Gold: 
Rente 89%, Oeſterr. Goldrente 75, Spanier 171. Egupter —. 
Preuß. 4prozent. Conſols 985, 4proz. bair. Anleihe 98. 
Platzdiskont 23 pEt. 4 
Aus der Bank Ban heute 50,000 Pfd. Sterl. : en 
Leier 19. April. Wechſel auf London 257, U. Orient⸗An⸗ 
leihe 90%. III. Orientanleihe 903. 5 
Florenz, 19. April. 5 pCt. Italieniſche Rente 92,22, Gold 21.87. 
Produkten⸗Courſe. ? 


864, Zero, Ruſſen 


Hamburg, 19. April, (Getreidemarkt.) Weizen loko unveränd, auf 
Termine matt. Roggen loko unveränd., auf Termine ruh. Weizen der 
April⸗Mai 208 Br., 207 Gd., per September-Oftober 199 Br., 198 
Gd. Roggen ver April Mai 155 Br., 154 Gd., per September⸗Oktober 
146 Br., 144 Gd Hafer u. Gerſte unveränd. Nüböl ruhig, loko 353. 
per Mai 524. Spiritus feſt, per April 53 B., per Mai⸗Juni 514 
Br. ver Juli⸗Auguſt 511 Br., per Auguſt⸗ Dezember 52 Br. 
Kaffee zept, Umſas 2500 Sack. — Petroleum ſtill, Standard white 
155 4 De Ce &. per April 7,10 Gd., per Auguſt⸗Dezember 
' d. —, Wetter: Sehr ſchön. 2 

Peſt, 19. April. (Probleme Weizen loko geſchäftslos, auf 
Termine feſter, per Frühjahr 11,90 Gd, 12,00 Br. per Herbſt 10.55 
Gd. 10,60 Br. Hafer per Frübſahr 7,10 Gd. 7,15 Br. Mais der 
Sg, E Gd., 8,00 Br. Kohlraps per Auguft » September 134. 
— Wetter: Schön. ; Se SE 

Paris, 19. April. Produkenmarkt. (Schlußbericht.) Weizen ruhig, 
pr. April 30,10, pr. Mai⸗Juni 28,75, pr. dE 27,50, pr. Sept.:⸗ d 
Dezember 26,00. — Mehl behpt. pr, April 64,00, pr. Mai: omg 
63,00, pr. Juli⸗Auguſt 59,50. Rüböl ru ER per April 76,00, per 
Mai 76,25, pr. Mat = August ——, pr. September⸗Dezember 79,00. — 
Spiritus weich., ver April 72,00, per Mai 69,50, ver Mai⸗Auguſt 
67,25, ver Sebtember⸗ Dezember 62, Ke: 


N 


a Balla ge weiß 25 18 bez. und Br., 
September 19% 


Amſterdam, 19. a Bancazinn 49}. 

Antwerpen, 19. April. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) 
Weizen ee 77 55 en dree Hafer ruhig. Gerſte unverändert. 

Antw Petroleummarkt (Schußbericht.) 
per Mai 18 Br., per 
ds d ea 20 Br. Ruhig. 


gefordert, Ruſſiſcher 145 bis 152 bezahlt, Pommerſcher 155—159 Bel 
Oſt⸗ und . 153—157 bez., Schleſiſcher 155—159 
Böhmiſcher 155 bis m fa, Galiziſcher — bez., per April — 
bez., per April⸗Mai 1444—145 bez., per Mai⸗Juni 1451145 bez., 
5 Se 8 146—146} bez., per Juli⸗Aug uſt 144 M., per Auguſt⸗ 
Sept. — per Septem er⸗Oktober 1405 Hezahlt. Gefünbigt 5000 


Petersbur 9. April. Produktenmarkt. Talg SE 56,00, per . Gs 
Tala f 56,00. de loko 16,50. Roggen loko 10,10. Hafer loko 5,25, Feen er . e Ae W 0 fr. GE 
loko N le (9 Ru) loto 16,50. — Wetter Gate Mais per 1000 Kilo loko 144—148 bezahlt nach Ga Numd- 
Newport „18. April. Baumwollen⸗Wochenbericht. Zufuhren in | nifcher — ab Bahn bet Amerikanischer 144—5 Kahn bezahlt. 
allen Ke 39,000 B. Ausfuhr nach Großbritannien 36,000 | — Weizen meh! 100 Kilo brutto, 00: Gë 00-—29,0 M., 
Ausfuhr nach dem Kontinent 26.000. Vorrath 696,000 B. 0: 29, 1 M., Sr: a M. — Roggenmehl 


Produkten -Pörſe. 


23,50 bis 22,75 M., 01: 22.50 bis 21,50 M. 


per 
April 22, 8022 70 bezahlt, per ged Zi 2 5 22,70 bez., per ? 


lat? 


Berlin, 19. Sue Weizen dE Mart Ge dot 200 2 ER ne 2 Be EN e EE 
t dert, feiner gelb D CS e 
Bn? 0 be e per April SE 9 Wat, E preis — bezahlt. — De Laar per 1000 Kilo ? ee 205 5 bis 244 


pri 
Mai⸗Junt 211.2100214 bezahlt, per Juni⸗Juli 208 —2063—2085 
190, per Juli⸗Auguſt 201200203 bez., ver Sep.⸗Oktober 
196—1953—197 M. bezahlt. Gekündigt 14,000 Zentner. Regu⸗ 
SEENEN 1133 Mark. — "Ma per 1000 Kilo loko 164—177 


M. S./ S. — bei. N. . — bez., Winrerrübſen 230 —240 Me. S., O. 
— bezahlt, N. D. — bezahlt. — Rüböl per 100 Kilo loko KE 
Faß 52,2 bez., flüſſig — M., 1 Faß 52,5 M., per Avril 52,0—52 
bez., per April⸗Mai 52,0 —52,4 M bez., ver Mai⸗ Juni 520 
—52,4 bez., per Juni⸗Juli 52,8—53,2 bez., 


x Qualität gefordert a. B. bez. inländ. — ab per Juli⸗Auguſt — bez., 
Bahn bez, E ek 5 2 feiner — M. ab Bahn | ver u Sept. — bezahlt, Ott.⸗Nov. — bez., per Nopbr.⸗Dezember 
bezahlt, per April 164164165 bezahlt per Apeil⸗Mai 1644—4 | — Gekündigt — Zentner. Regulirungspreis — M. bezahlt. — 
bis 5 bezahlt, per Mai⸗Juni 160.—1593—161 bezahlt B. 1605 G. Sech per 100 Kilo lolo 65 M. — n ‚per 100 
per Juni⸗Juli 1574—157—158 Mark dezablt, per Juli⸗Aug. 15 24— Kilo loko 25,0 M., per April 24,4 M. per April» Mai 23,3 
152153 dez. ver Aug. September — bez., per September⸗Oktober M, ver Mai⸗Juni — M., per Juni⸗Juli — M., per Sept. 
1670 bezahlt. — Gekündigt 5000 Zentner. Regulirungspreis Oktober 24,9 Mark bez. Getundigt — Zentner. Regultrungspreis 

M. bezahlt. — Gerſte per 1000 Kilo loko 160—203 nadı | bezahlt. — Spiritus per 100 Liter loko ohne Faß 61,8—61,7 


Ss geiord. — Hafer per 1000 Kilo Voie 145—165 nach Qualität. 


bis 61. 8 Mark bezahlt, per Mär April 61,1—61, 7—61,4 bezahlt, 


Berlin, 19. April. Die Vorwoche hatte recht ſchwach geſchloſſen, 
und da die fremden Börſen gleichfalls matt blieben, ſo war die Eröff⸗ 
nung des heutigen Verkehrs abermals niedriger. Anregung fehlte dem 
Verkehr in hohem Grade, doch überwog die Verkaufsluſt; wenngleich 
auch dieſe keineswegs drängend auftrat, ſo fehlten doch noch mehr 
Käufer, weshalb die Tendenz im Allgemeinen rückläufig blieb. Beſon⸗ 
ders matt lagen wiederum Laurahütte und Dortmunder Union, welche 
mit Rückſicht auf die weichenden Eiſenpreiſe je 2 pCt. ſchlechter als am 
Sonnabend einſetzten. Kreditaktien verloren 8 4 M. ‚Sransofen 35, 


Zonds: u, Aktien⸗Börſe. 106.00 8 


101.20 b G 
Berlin, den 19. April 1880. 93,50 63 G 


Preußiſche ve und Geld⸗ 
ourſe. 
Conſol. ee 44/106,00 bz B 0 
do. neue 1876 4 | 99,70 bz 
Staats⸗AnleigFhe 4 | 99,80 bz do. Na, rückz. 110% 112.75 B 
Staats⸗Schuldſch. 37 96,25 bz do. E u. I 43 
Od.⸗Deichb.⸗Obl. 1441102.20 bz do. (1872 u. 73 
Berl. Stadt⸗Obl. S 103,90 bi G] do. (1874) 
do. do. 3 84.00 G / 3103,40 B 
Schldv. d. B. Kfm. 44 102,00 B 
Pfandbriefe: 
Berliner 45,104.00 B 
do. 5 108,70 bz 
Landſch. Central 4 | 99,40 bz G 
Sur: u. Neumärf. 33 93,50 © 5 107.50 bz 
* "7 e 
H 98 Ausländiſche Fonds. 
neue 43 103,25 B 
N. Brandbg. Cred. 4 SCH Si 183 6 100,59 bz G 
Hupe 4 9930 5 (. da. ds, fe 5 100 80 6 
ber 44/101,25 % . [gormoeuer Zi, [4 
Sg 4 100,20 bz G Defterr. Goldrente 4 | 75,75 bz 8 
wei 4 101.90 15 do. a Rente 43 62.25 bz B 
2 H A8 ` do. Silber⸗Rente 4) 62,60 bz B 
oſenſche, neue 4 99.40 bz do. 250 fl. 18544 
alle 4. 9440 | do. Cr. 100 fl. 1858 — 234,75 5 
Fre do. Lott⸗A. v. 18005 1124,00 b5 3 
n do. do. v. 1864 — 
o. neue A. u. C. 5 ; 
Behr. ie, 819000 f ae. Stec 5 800m 
do. 499,30 G Doe Ang 
do. 4100,50 bz = 
do. II. Serie 5 
do. neue 41 do 6 
80. Ken 4310260 5 G Italieniſche Rente 5 
ee do. Tab.⸗Oblg. 6 
Kur⸗ u. Neumärk. 4 109,30 © F 8 
re 4 el 6 Face Looſe — 50,40 6; 
zoſenſche 99,70 G ul. Centr.⸗Bod. 5 77,30 B 
Meeutiſche 4 Ve do Engl. A. 18225 84.60 ba 
Rhein⸗ u. Weſtfäl. 4 Ne bz do. do. A. v. 18625 87.20 bz 
SÉ, ` 10020 el uſſ.⸗Engl. Anl. 65.00 bz G 
je 7 BEN bé 17% 80 5 
Souvereignes 20.37 G n ET: ERS N 
Seen, | 16.205 © Re Er 
D 5 (ER 
S ; do. do. 18775 | 89,90 bz 
Dollars , 1 955 = do. Boden⸗Credit 5 | 79,70 bz 
Imp aals % Gr. 1139400 0 do. Pr ⸗A. v. 1864 5 151,30 55 © 
S do. do. v.1866 5 148,30 G 
gende soir) do. 5. A. Stiegl. 5 61.90 bz 
do. 30. Ben ii 80.95 bz do. 6. do do 5 5 84.10 bz 
Franzöſ. Bantn Hr Gett ` 
SE euer u. 6 = LC E 81,80 bz 
9. Silbergulden / g Lat S 
af. ge Geh ee 
eutſche Fonds. 3 D 
AA l 33114950 b. 8 Tant Aa. . 480% | 1000 D 
ge er 7 18399 DO do. de. v 180% "` 
r. 33,75 g 
E 5 f. Een si 16710 8 do. Looſe vollgez. 3 
air. Präm.⸗Anl. 4 5 * 5 
Brem chw. 20thl. 72 7 97,40 b ` Leger org: N 
Sim. MD: Sa 341132,80 bz H Bee 8 ＋ 
"Oe. St. Pr.⸗Anl. 33/126,70 bz 
Goth. 1 — 5 119,20 bz 
do. 5 118,00 B 
N ER 2,1803 en d 
ecker Pr.⸗Anl. 134/185, H 1% A8. gust ger mar 
Medienb. Eienbih.34| 91,50 un 8 dien RE [170.0 & 
Meininger a 7120,90 bs „ [Petersb. 100 K. 3W. 212.75 bz 
e ach 15000 A = do. 100 N N. 211.50 6) 
D, Se 20 015 107.00 bo G Warſchau 100 R 8T.] 213,35 bz 
43,102.75 b © | ) Zusiuß der Reichs⸗Bank für 
du Soch unk. 5 103,00 B. Hechtet 4, für Lombard 5 pCt., Bank⸗ 
4101,00 bz G Pbistonto in Amfterbam 5% Bremen —, 
Mein. Hyp. KE 5 Brüfel 33, Frantfurt a. M. 4. Ham: 
Nrdd. en A. 5 100,50 bz G urg — Leipz zig —, London %arlapı 
do. Hyp.⸗Pfdbr. 5 100,50 bz G 23, Perersburg 6. Wien 4 vt. 


per April⸗Moi 61,1—61,7—61,4 bezahlt, per Mai⸗Juni 61,1—61,7 
bis 61.4 bezahlt, per Juni ⸗ Juli 61,9—62, SCH bezahlt, per Juli⸗ 
Auguſt 62,863, 3—63,0 bezahlt, per Auguſt⸗ September 62,7 63.2 
bis62,9 bezahlt, ai September⸗ Oktober 57.858, 157,9 bez. Ge 
kündigt 130,000 Liter. Regulirungspreis 61,3 bez. (B. 8.3.) 

Stettin, 19. April. (An der Börſe.) Wetter: Schön. 
+ 17 Grad R. Barometer 28,4. Wind: NNW. 


9 10 a 211 EN Te per Mal Zë Du —204 ME. 


8 
E 


Winterrübſen wenig verändert, per 1050 Kilo lolo per Spell Mai 235 
Mk. Br., per September ⸗ Oktober 246 Mk. bez. — Nüböl behauptet, 
ver 100 Kilo Toto ohne Faß bei Kleungkeiten 53 Mk. Br., per April⸗ 
Mat 52 M. Br., per Mai — Mk. Br., per Duni⸗Juli — Mk. Br., 
per September⸗Titober 55 M. ie — Spiritus feſter, per 10000 Liter 
pCt. loto Gs Faß 60,6 Mk. bez e Frühjahr 60,4—60,5 Mk. bez. 
u. Gd., per Mai-Juni 60,7 di „per Juni⸗Juli 61,5 Mk. bez., 
per Juli⸗ b 61,7 M. Gd., per SC ujl-September 61 ES Ob M. 
bez., u. Gd., per September⸗ Oktober 57,2 M. bez. — Angemeldet: 2000 
1 Rübſen. n Weizen 211 Mk., Roggen 163 
Mk., Rübſen 235 M., Rüböl 52 Mk., Spiritus 60,5 Mk. — Petro⸗ 
cum foto 8,5 Mk. ar her., De 8.5 M. 


Lombarden 3 M. Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile gaben an 3 pCt. nach, 
ſchwankten ſtark und gingen ziemlich rege um. Auch Darmſtädter und 
Deutſche Banken gaben nach, Rumänier waren zu herabgeſetzten Cour⸗ 
ſen mäßig belebt. Die übrigen Eiſenbahn⸗Werthe lagen gleichfalls 
ſchwach, aber auch recht ſtill. Die Mittheilungen aus der Aufſichts⸗ 
rath⸗ „Sitzung der Laurahütte, nach denen die Geſellſchaft bis zum 
Herbſt gut beſchäftigt ſein ſollte, blieben unbeachtet. Der Rentenmarkt 
war vernachläſſigt; für e ee Renten war kaum eine Notiz zu 
Anfang zu ermitteln; ruſſiſche Anleihen lagen ziemlich feſt, wenn man 


Druck und Verlag von W. Decker u. Co. (E. Röſtel) in Poſen. 


den ſtarken Rückgang am Sonnabend nach der Börſe berüchtigt Die 
gegen baar gehandelten Aktien fanden bei wenig veränderten Courſen 
nur geringe Beachtung. Feſtverzinsliche Werthe waren ruhig und 
meiſtens gut behauptet. Die matte Haltung übertrug ſich gerin z 
e auf die zweite Stunde; die Courſe der leitenden! 
piere geben fort, eſetzt nach, beſonders ſchwach lagen Diskonto⸗ en 2 
Antheile und Bergwerkspapiere. Per Ultimo notirte man: Franzoſen 
475 473, Lombarden 138,50—8, Kreditaktien 483 — 476, Diskonto⸗ 
Kommandit⸗ Antheile 170,25 168. Der Schluß war ſehr matt. 


Vank⸗ u. Krepvit⸗Aktien. Eiſe ee tame 2⁵ Lersch. v. 1874 44 103,00 G 
Badi Se Bank 4 106,25 G Aachen⸗Maſtricht 32,90 bz G 575 Geib D 102.75 G 
Bk. f. SE u. Weſtſ! | 44,00 B ltona⸗Kiel 1 50,00 b5 G do. Ga: 
Bl.. Sprit⸗u. Pr.⸗H. 4 50,25 G ergiſch⸗Märkiſche 4 104.50 65 B ISaal-Unitrutbahn do. 
Berl. Handels⸗Geſ. 4 105.75 br G in⸗Anhalt 4 115,50 bz G Tilſit⸗ Inſterburg i 
mes Une Beben KERN „uses 
reslauer Dis ‚30 bz Berlin⸗Görlitz 5,75 bz S eme 
Gentralbf. f. B. 4 | 16,00 bz erlin⸗Hamburg 4 208,75 bz Eiſenbahn Prioritäts⸗ 
Centralbk. f. J. 18 rl.⸗Potsd.⸗ „Mag d. 4 98,0 65 © | Obligationen. 
Coburger Eredit⸗B. 4 | 88,75 bz Berlin⸗Stettin 42 114,60 bz G DENE 44110125 B do 
Cöln. Wechslerbanti4 93,25 bz B Bresl.⸗Schw.⸗Irbg. 4 108,20 bz 102,50 B do. 
Danziger Privatb. 4 113.50 G öln⸗Minden 6 146,60 bz Hechte Oder Aer 45 103,50 G 
Darmſtädter Bank 4 142,90 bz do. Lit. B. x i che G 
do. Zettelbankſ4 106,25 bz alle⸗Sorau⸗Guben 4 23,25 bz do. v. St. g 
De Creditb. 4 ann.⸗Altenbekten 2 do. v. 1858, 60 4410180 G 
do. Landesbank 4 120,50 bz B] do. II. Seri 3 do. v. 1862, 6445 101,80 G 
Deutſche Bank 4 138,50 bz G Märkiſch⸗Poſener 4 | 30,25 bs G do. v. 1865 
do. Genoſſenſch.]4 1111,50 3 agd.⸗Halberſtadt 4 146,25 bz G do. 1869, 71, 7. 101,80 G 
do. Hup.⸗Bank. 4 | 92,00 ? Magdeburg⸗Leipzig 4 v. 18 5 
do. Reichsbank. 45 148,50 bz G] do. do. Lit. Bu . CH Sé v. St. g 40 
Disconto⸗Comm. 4 169.00 pa Münſter⸗Hamm 4 100,00 G II. do. 47 
Geraer Bank 4 | 87.20 bn © Niederſchl⸗Märk. 4 100,00 G EE ⸗Holſtein Z0 101, 80 G 
do. Handelsb. 4 | 58,50 b . 27.25 bz G Thüringen Lu 75 G 
Gothaer Privatbk. 4 102.50 9 5 Lit. Au. C. 3 182,00 bz —.— , — 
do. Grundkredb. [4 89,00 G Lit. e 31 150,50 bz G 
Che übner) |4 d Lit. C 
önigsb einsb. 4 97,90 bz ſtpreuß. Südbahn 1 58,00 bz 20 ee 15 55 bz B 
Leipziger Creditb. 8 147,60 bz B echte Oderuferb. 4 141,00 bz do. 2,25 B f 
do. Discontob. 90,00 bz heiniſche 4 158,60 bz do. Nordb. Fr. W. 5 102 60 bz B 
Magdeb. Privatb. 4 o. Lit. B. p. St gar. 99,00 bz B do. Ruhr⸗Cr.⸗K. |44 
E EH . 64,00 G Ahein⸗Nahebahn 413.60 bz G do. do. Hi 
Hp oth.⸗B. 4 | 74,50 bz e = N G do. do. III. 43 
1 5 Sreditbf. 4 95,40 bz B ie are Hee 7.90 bz B [Berlin⸗Anhalt 4 | 
do. Hypothekenbk. 4 92,00 6 G do. Lit. B. v. St. gar. 4 169 90 bz o 
Niederlauſitzer Bank! 98,50 do. Lit. C. v. St gar. 4 105 Ce D do 
Norddeutſche Bank 4 160,00 0 [Weimar⸗Geraer 43 53,40 b5 © || 
Nordd. Grundkreditſ4 | 57,50 G 
Oeſterr. Kredit 4 Albrechtsbahn 5 26.25 bz B 
Petersb. Intern. Bk. 4 101,50 bz G [Amſterd.⸗Rotterd. 4 121,30 d 5 
Bojen.Zandmwirtbichl4 | 67,50 bz B Auſſig⸗Teplitz 4 200,00 b by B . 
Bojener®rov.-Banf|4 111.50 © [Böhm. Weitbahn 5 | 96,00 05 G f 5 Das M. A. B. 1 99.30 G E „Schl. CB. fr. 29,40 G 
Poſener Spritattien ! 47,26 G Breſt⸗Grajewo 5 do. do. C. 4 99,30 G ee. 55 
Preuß. Bank⸗Anth. 43 Breſt⸗Kiew 4 do. do. D. 4101,60 G do. 3 ö 
do. Bodenkredit 4 | 93,00 bz B Dux⸗Bodenba 4 | 67,30 bz do. F. 4 101.40 B Ces, GE 3 377,50 bz G 
Se Centralbdn. 1 1128,75 bz G Eliſabeth⸗Weſtbahn 5 | 80,79 bz B Berlin⸗Stettin 1.4! 3 359,00 bz B 
vp.⸗Spielh. 4 100,50 bi B Kais. Franz Joſeph 571,75 bz B do. J Oelen Sn Stab, 5 104.30 G 
Produ e ee 4 78,00 G Gal. (Karl Ludwig.) 5 112,50 by Em. 5 104,30 G 
Sächſiſche Bank 4 Gotthard⸗Bahn 6 56,25 bz . St. g. 4 100,1 Seer Nor 7 weſt. 5 | 86,20 bz 
Schaaffhauf. Bankv. 1 93.00 B. Kaſchau⸗Oderberg 5 | 53,25 bz do. VI. do. 4 99,50 bz & Deſt. Nrdwſtb Lat. B 5 | 84,00 bz G 
Schleſ. Bankverein 4 10: Ludwigsb.⸗Bexbach 4 198,75 33 G do. VII. Bart: do. Geld⸗Priorit. ) | I 
Südd. Bodenkredit |4 131,00 3 Luttich⸗Linmburg 4 | 16,60 bz resl.⸗Schw.⸗Freib. 4 Kaſchau⸗Oderb gar.) 75.75 bz G 
Mainz⸗Ludwigsh. 4 97,00 bz do. do. Litt. G. 4 Kronpr. Rud. ARE 80,50 bz G 
Induſtrie⸗ Aktien. Oberheſſ. v. St. 90 — do. do. itt. H. 45 103,00 B do. do. 186915 | 80,00 bz G 
Brauerei Patzenhof. 4 134,75 G dee Lt en do. do. Litt. I. 4 103,00 B do do. 18725 79,90 bz G 
Dannenb. Kattun. 4 dordw.⸗B. |5 278.00 bz do. do. 1876 5 105,90 ö G ra Pr.⸗A, 4 92.60 bj G 
Deutſche Baugeſ. 4 66,00 0 885 Litt. B. 5 270,00 b Cöln⸗Minden IV. 4 | 99,30 d Reichenb.⸗Pardubitz(5 | 80,10 bz 
Otſch. Eiſenb.⸗Bau 4 6,25 C Reichenb.⸗Pardubitz 43 55,70 do. do. 4 99,30 G SC (Lomb.) 3 209.10 b; 
Otſch. Stahl⸗ u. Eiſ. 4 Rronpr. Rud.⸗Bahn 5 68,00 bz G do. 1.1441101,00 G do. neue 3 268,60 G 
Donnersmarckhütte 1 59,00 B Niask⸗Wyas 5 Halle⸗Sorau⸗Guben 1 104,25 G do. do. 1875 
Dortmunder Union 12,50 bz G [Rumänier 4 54,40 bz G do. C. 4104,25 G do. do. 18766 
Egells Maſch⸗Akt. 1 35,00 0 ` Dun. Staatsbahn 5 144,80 bz Hannov.⸗Altenbk. 1. 4100,10 G do. do. 18776 
Erdmannsd. Spinn.|4 | 42,00 G Schweizer Unionb. 4 23,30 bz do. do. II. 4 do. do. 18786 
Floraf. C Schweizer Weſtbahn 4 20,90 b5 G do. d III. 43 do. do. Oblig. 5 95,80 b 
Friſt u. Ropm.Näb.|4 | 59,90 bz Südöſterr. (Lomb.) 4 Marsch Halen 45.102,50 G Breſt⸗Gra ewo 5 | 87,75 
Gelſenkirch.⸗Bergw. ! 123.25 bz Turnau⸗Prag 4 | 85,00 Magd.⸗alberſtadt 4101,10 5 ſbarkow Aſow g. 15 | 93,00 bd B 
Georg⸗Marienhütte! 102,50 fe G Vorarlberger 5 | 70,6 do. do. de 1805 4101,10 B do. in Litr. a 20405 | 86,50 bz 
berg u. Sbamt. 188,00 bz G [Warſchau⸗Wien H 249,00 bz do. do. de 1873 410,0 5 (bart, Hul mentſc. | 20,00 8 
Immobilien (Berl, 1 IO ü do. Leipz. A. 4102,25 B Ke gar. 5 92.25 5 
98,00 B Eiſenbahn⸗ „ do. do. B. 499,25 B slow⸗Woron. gar 5 | 96,10 bz G 
* Altenburg⸗Zeitz d 0 Wittenberge 4 Soen b. 5 81,90 bz 
Laurahütte 4 1:17,00 bz PBerlin⸗Dresden = CH A G 3 KE 2 5 . Obi 5 92.80 b. 
Luiſe Tiefb.⸗Gaaw. 62,00 bz G Berlin⸗Görlitzer 5 Kë bz G Niederschl. Mart 1.4 | 99,75 G ⸗Chark⸗Aſ. (Obl.) 5 83,25 
Magdeburg. Berg. 1 129,50 © Breslau⸗Warſchau 4 do. II. a 624 Ke 4 | 99,59 © Lose sk⸗Kiew, gar. 5 | 98,50 6 
Marienhüt. Bergw. 174.00 bz G Halle⸗Sorau⸗Gub. 5 83.00 bz G] do. Obl. J. u. II. 4 | 99,50 G zoſowo⸗Sewaſt. 5 81,00 E 
Menden u. Schw. B. [4 92,75 bz G e 5 do. do. D conv. 4 | 99,10 G Mosto-tjäjen 5 103,00 bz G 
ZAberſchl. Eiſ.⸗Bed. 4 62,00 bz G II. Serie 5 Oberſchleſiſche K. 1 osk.⸗ Smolensk 5 94.60 b ` 
Oſtend 5 Sa Gaſchw⸗ Ms. 5 berſchleſiſche B. 3 Schuja⸗Ivgnow. jo | 93,60 G 
Phönix B.⸗A. Lit. A 1 7975 bz MMärkiſch⸗Poſen Io 1101,00 bz G do. G. 4 W 5 | 95,90 bz 
Phönix B.⸗A. Lit. B. 449,5 b)) Magd. Wa B. 3g 88,60 bz G do. D. 4 | 9,10 G kleine 5 96,75 bz B 
edenhutte conſ. 4 190,00 B do. 0.5 121,50 bz G do. E. 33 92,00 B Warſchau⸗Wien 15 102,50 G 
thein.⸗Nafſ.Bergw. 4 90,40 bz Marienb.⸗ „Mlawla 5 | 91,00 bz B do. F. 4103,25 B do. 1.15 100,75 bz 
khein.⸗Weſtf. Ind.!“ Nordhauſen⸗Erfurt 5 94,00 bz G do. G. 4 do. IV. 5 100.25 b} 
Stobwaſſer Lampen 127,00 bz [Oberlauſitzer 5 | 44,00 bz do. H. 4103,40 bz Jarskoe⸗Selo 5 76,40 bz 8 
Inter den Anden H | 8,00 bz Oſtpreuß. Südbahn 599,90 bz do. v. 1869 A 
Wöblert Maſchinenſ! | 29,50 bz GVoſen⸗Creusburg 1 74,00 bz G do. v. 18734 | 99,30 G 


